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Vortrag an den Ministerrat

EU-Mission zur Unterstiitzung des Grenzschutzes am Grenziibergang Rafah
(EU BAM Rafah); Fortsetzung der Entsendung von bis zu zwei Expertinnen
und Experten aus dem Bereich des Bundesministeriums fiir europaische und
internationale Angelegenheiten, von bis zu zwei Angehérigen des
Bundesministeriums fiir Inneres, von bis zu vier weiteren Angehorigen des
Bundesministeriums fiir Inneres fiir vorbereitende bzw. unterstiitzende
Tatigkeiten sowie von bis zu zwei Angehorigen des Bundesministeriums fiir
Finanzen bis 31. Dezember 2027

I. Volkerrechtliche Grundlagen

Der Europdische Rat erklarte am 17./18. Juni 2004 seine Bereitschaft, die Palastinensische
Behérde bei der Ubernahme der Verantwortung fiir die éffentliche Ordnung und
insbesondere bei der Verbesserung der Kapazitat ihrer Zivilpolizei und ihrer
Strafverfolgungsbehorden zu unterstitzen. Daraufhin richteten die Palastinensische
Behorde am 20. November 2005 und Israel am 23. November 2005 schriftliche Ersuchen
an die Europaische Union (EU), eine Grenzassistenzmission fir den Grenziibergang Rafah

(,Rafah Crossing Point“, RCP) einzurichten.

Der Rat der EU beschloss in der Gemeinsamen Aktion 2005/889/GASP vom

12. Dezember 2005 (ABI. Nr. L 327 vom 14.12.2005 S. 28), die Mission der EU zur
Unterstitzung des Grenzschutzes am Grenziibergang Rafah (EU BAM Rafah) einzurichten,
deren Einsatzphase am 25. November 2005 begann. Das Mandat der EU BAM Rafah
wurde in der Folge wiederholt verlangert, zuletzt mit Beschluss des Rates
2026/1467/GASP vom 29. Juni 2026 bis 30. September 2026 (ABI. Nr. L 2026/1467 vom
30.06.2026) sowie mit Beschluss des Rates 2026/2190/GASP vom 1. Oktober 2026 bis

30. Juni 2027 (ABI. Nr. L 2026/2190 vom 28.09.2026). Von einer weiteren Verlangerung

des Mandates ist auszugehen.



In seinen Schlussfolgerungen vom 23. Oktober 2025 begriiRte der Europaische Rat die
Einigung Uber die erste Phase des von US-Prasident Donald Trump vorgelegten
umfassenden Plans zur Beendigung des Gaza-Konflikts sowie das Ergebnis des
Friedensgipfels von Scharm El-Scheich vom 13. Oktober 2025. Der Europaische Rat
forderte alle Parteien auf, sich uneingeschrankt fiir die Umsetzung aller Phasen
einzusetzen und bekraftigte das Bekenntnis der EU zum Voélkerrecht und ihr Eintreten fir
einen umfassenden, gerechten und dauerhaften Frieden auf der Grundlage der
Zweistaatenlésung im Einklang mit den einschldgigen Resolutionen des Sicherheitsrates
der Vereinten Nationen (VN). Der Europaische Rat erklarte darlber hinaus die Absicht, die
EU BAM Rafah nach ihrer schrittweisen Reaktivierung wieder vollumfanglich einzusetzen.

Der VN-Sicherheitsrat stellte mit Resolution 2803 vom 17. November 2025 fest, dass die
Situation im Gazastreifen den regionalen Frieden und die Sicherheit von Nachbarstaaten
bedrohe. Er billigte den umfassenden Plan zur Beendigung des Gaza-Konflikts, rief alle
Parteien auf, diesen zur Ganze umzusetzen, und begriifite insbesondere die Einrichtung
eines Friedensrates (,,Board of Peace”) als Ubergangsverwaltung. Ferner erméichtigte der
Sicherheitsrat die Mitgliedstaaten, die mit dem Friedensrat zusammenarbeiten, sowie den
Friedensrat selbst, Einheiten oder Behdrden zu schaffen, welche der Umsetzung seiner
Aufgaben dienen, sowie voriibergehend eine Internationale Stabilisierungstruppe
(,International Stabilization Force”) nach Gaza zu entsenden, die berechtigt ist, alle
notwendigen Schritte zur Erflllung ihres Mandates im Einklang mit dem Volkerrecht,

einschlieRlich des humanitaren Volkerrechts, zu setzen.

Il. Aufgaben und Umfang der Mission

Ziel der EU BAM Rafah ist es, als unabhédngige dritte Instanz am Grenziibergang Rafah
prasent zu sein, um zur Vertrauensbildung zwischen der israelischen Regierung und der

Paladstinensischen Behorde beizutragen.

Zu den Aufgaben der EU BAM Rafah zihlen daher die aktive Beobachtung, Uberpriifung
und Bewertung der Leistungen der Paldstinensischen Behdrde im Zollwesen, die laufende
Verbesserung der Abfertigungsprozeduren am RCP sowie die Durchfiihrung von

Ausbildungsmalnahmen fiir palastinensische Polizisten und ZélIner.

Aufgrund von Sicherheitsbedenken der israelischen Regierung war der Grenziibergang
vom 7. Mai 2024 bis zum 2. Februar 2026 geschlossen. Operationen der Mission waren
dadurch ausgesetzt. Seit der Wiederdffnung wurde die Deckelung der Ein- und Ausreisen
stetig erhoht, auf bis zu 250 Grenziibertritte pro Tag.

2von7



lll. Osterreichische Teilnahme

Die Bundesregierung hat zuletzt am 14. Janner 2026 (Pkt. 5 des Beschl.Prot. Nr. 37) die
Entsendung von bis zu zwei Expertinnen und Experten aus dem Bereich des
Bundesministeriums fiir europdaische und internationale Angelegenheiten, von bis zu zwei
Angehorigen des Bundesministeriums fir Inneres, von bis zu vier weiteren Angehdrigen
des Bundesministeriums fiir Inneres flir vorbereitende bzw. unterstiitzende Tatigkeiten
sowie von bis zu zwei Angehorigen des Bundesministeriums fiir Finanzen zur EU BAM
Rafah bis 31. Dezember 2026 beschlossen. Der Hauptausschuss des Nationalrates hat

hierzu am 18. Februar 2026 das Einvernehmen erklart.

Osterreich unterstiitzt die Bemiihungen der Staatengemeinschaft fiir Stabilitdt und
Frieden im Nahen Osten. UnterstitzungsmalRnahmen fiir Gaza tragen zur Stabilitat bei
und wirken sich auf die Sicherheit Europas und damit auch Osterreichs aus. Seit 1998
betreibt Osterreich ein eigenes Koordinationsbiiro der Austrian Development Agency in
Ramallah, das gleichzeitig als Vertretung Osterreichs (,,Verbindungsbiiro“) gegeniiber der
Paladstinensischen Behorde fungiert. Die Komplexitdt der Herausforderungen im Nahen
Osten erfordert im Einklang mit dem Nexus von Humanitarer Hilfe, Entwicklung und
Frieden ein gesamthaftes Engagement, das neben humanitarer Hilfe und langerfristigen
Entwicklungsbemihungen auch stabilisierende, friedensférdernde und friedenssichernde

MafRnahmen umfasst.

Mit dem umfassenden Plan zur Beendigung des Gaza-Konflikts hat diese Mission
zusatzliche Relevanz erhalten. Die EU BAM Rafah kann den Vertrauensbildungsprozess
zwischen der Palastinensischen Behorde und Israel férdern und zur Stabilisierung und zum
nachhaltigen Aufbau ordnungsgemaRer Verwaltungsstrukturen in den Paldstinensischen
Gebieten beitragen. Im Hinblick auf eine Starkung der Rolle der EU in der Umsetzung des
umfassenden Plans zur Beendigung des Gaza-Konflikts und im Sinne der solidarischen
Mitwirkung an der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU erscheint
die Entsendung von Expertinnen und Experten aus dem Bereich des Bundesministeriums
fiir europaische und internationale Angelegenheiten sowie von Angehdorigen des
Bundesministeriums fiir Inneres und des Bundesministeriums fiir Finanzen bis vorerst

31. Dezember 2027 angezeigt.
Die Entsendung von 6sterreichischem Personal im Rahmen der EU BAM Rafah erfolgt

abhangig von der Sicherheitslage und nach genauer Prifung der Risiken fir das zu

entsendende Personal.
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Der Einsatzraum der im Rahmen der EU BAM Rafah entsendeten Personen umfasst Israel
und die Paldstinensischen Gebiete, wobei aufgabenbezogene Aufenthalte in Agypten und

Jordanien erforderlich sein kbnnen.

Der Status, die Vorrechte und Befreiungen der Missionsangehdrigen der EU BAM Rafah
sind in einem Notenwechsel zwischen der EU und der Paldstinensischen Behérde vom

15. Juni 2026 geregelt, der den Missionsangehdrigen volle diplomatische Vorrechte und
Befreiungen entsprechend dem Wiener Ubereinkommen iiber diplomatische
Beziehungen, BGBI. Nr. 66/1966, einrdaumt. Der Briefwechsel zwischen der EU und Israel
vom 23. November 2005, welcher durch einen Briefwechsel vom 22. Juni 2026 bestatigt
wurde, gewahrt der Leiterin oder dem Leiter der Mission in Israel volle diplomatische
Vorrechte und Befreiungen, den librigen Missionsangehorigen den Status von
Verwaltungs- und technischem Personal entsprechend dem Wiener Ubereinkommen iiber

diplomatische Beziehungen.

Hinsichtlich ihrer Verwendung im Ausland haben die entsendeten Expertinnen und
Experten aus dem Bereich des Bundesministeriums fir europaische und internationale
Angelegenheiten sowie die Angehdrigen des Bundesministeriums fiir Inneres und des
Bundesministeriums fir Finanzen zur EU BAM Rafah die Weisungen der Missionsleitung
im Rahmen des Mandates der Mission zu befolgen.

Zur Gewahrleistung der fiir den Dienstbetrieb, die innere Ordnung und die Sicherheit
unverzichtbaren vorbereitenden bzw. unterstiitzenden Tatigkeiten (v.a. Dienstaufsicht,
Uberpriifungen, Sicherheitskontrollen, Truppenbesuche, Personenschutz, Inventuren,
technische Abnahmen, Wartungsarbeiten durch spezialisierte Personen, Transporte im
Zuge der Folgeversorgung) ist es vor dem Hintergrund des Erkenntnisses des
Verfassungsgerichtshofes VfSlg 17.507/2005 angezeigt, fiir Entsendungen, die nicht das
Polizeikontingent betreffen, generell und damit auch im Falle dieser Entsendung einen
zusatzlichen maximalen Personalrahmen von bis zu vier Personen festzulegen, die
wahrend der laufenden Entsendung kurzfristig in der fir die Tatigkeit jeweils
erforderlichen Dauer zum Kontingent entsendet werden kdnnen. Diese Personen erfiillen
keinen Auftrag im Rahmen des Mandates dieser Mission. Sie unterstehen daher nicht den

Einsatzweisungen der Leiterin oder des Leiters der EU BAM Rafah.

Zur personlichen Absicherung der entsendeten Personen ist eine spezielle Vorsorge durch
Flugrettung vorgesehen.
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IV. Aufwendungen

Die mit der Entsendung von bis zu zwei Expertinnen und Experten aus dem Bereich des
Bundesministeriums fiir europdische und internationale Angelegenheit verbundenen
Aufwendungen in Hohe von rund 5.500 Euro pro Person und Monat (vorwiegend
Personalkosten in Form der Auslandszulage ohne Inlandsgehalt, Reise- und
Ausriistungskosten, Kosten fiir medizinische Untersuchungen) werden aus Budgetmitteln
des Bundesministeriums fir europdische und internationale Angelegenheiten bedeckt. Die
Aufwendungen der Entsendung von bis zu zwei Angehorigen des Bundesministeriums fir
Inneres betragen voraussichtlich rund 5.500 Euro pro Person und Monat (vorwiegend
Personalkosten in Form der Auslandszulage ohne Inlandsgehalt, Reise- und
Ausriistungskosten, Kosten fiir medizinische Untersuchungen) und werden aus
Budgetmitteln des Bundesministeriums fir Inneres bedeckt, ebenso wie jene fiir die
allenfalls fir vorbereitende bzw. unterstiitzende Aufgaben zur Mission entsandten bis zu
vier Angehorigen dieses Ressorts. Die mit der Entsendung von bis zu zwei Angehérigen des
Bundesministeriums fir Finanzen verbundenen Aufwendungen in Héhe von 4.567,84 Euro
pro Person und Monat (vorwiegend Personalkosten in Form der
Auslandsverwendungszulage ohne Inlandsgehalt, Reise-, Wohn- und Ausristungskosten,
Kosten fiir medizinische Untersuchungen) werden aus Budgetmitteln des

Bundesministeriums fir Finanzen bedeckt.

V. Verfassungsrechtliche Grundlagen

Die verfassungsrechtliche Grundlage fiir diese Entsendungist§1Z 1lit.aiVm § 2 Abs. 1
des Bundesverfassungsgesetzes Giber Kooperation und Solidaritat bei der Entsendung von
Einheiten und Einzelpersonen in das Ausland — KSE-BVG, BGBI. | Nr. 38/1997.

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Inneres und dem Bundesminister flir

Finanzen stelle ich daher den
Antrag,
die Bundesregierung wolle

1. gemaR §1Z1 lit. a KSE-BVG beschlieRen, die Entsendung von bis zu zwei Expertinnen
und Experten aus dem Bereich des Bundesministeriums fiir europaische und
internationale Angelegenheiten im Rahmen der Grenzassistenzmission EU BAM Rafah
bis 31. Dezember 2027 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandates der

Mission jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt, wobei der Einsatzraum Israel und die
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Palastinensischen Gebiete sowie aufgabenbezogen Aufenthalte in Agypten und

Jordanien umfasst,

gemadll § 1 Z 1 lit. a KSE-BVG beschlieRRen, die Entsendung von bis zu zwei Angehdrigen
des Bundesministeriums fur Inneres im Rahmen der Grenzassistenzmission EU BAM
Rafah bis 31. Dezember 2027 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandates
der Mission jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt, wobei der Einsatzraum Israel und die
Paldstinensischen Gebiete sowie aufgabenbezogen Aufenthalte in Agypten und

Jordanien umfasst,

gemadll § 1 Z 1 lit. a KSE-BVG beschlieRRen, die Entsendung von bis zu zwei Angehdrigen
des Bundesministeriums flir Finanzen im Rahmen der Grenzassistenzmission EU BAM

Rafah bis 31. Dezember 2027 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandates

der Mission jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt, wobei der Einsatzraum Israel und die

Palastinensischen Gebiete sowie aufgabenbezogen Aufenthalte in Agypten und

Jordanien umfasst,

gemaR § 1 Z 1 lit. a KSE-BVG beschlieRen, die Entsendung von bis zu vier weiteren
Angehdrigen des Bundesministeriums flr Inneres fir vorbereitende bzw.
unterstlitzende Tatigkeiten im Rahmen der Grenzassistenzmission EU BAM Rafah bis
31. Dezember 2027 fortzusetzen, bei einem vorherigen Ende des Mandates der
Mission jedoch nur bis zu diesem Zeitpunkt, wobei der Einsatzraum Israel und die
Palistinensischen Gebiete sowie aufgabenbezogen Aufenthalte in Agypten und

Jordanien umfasst,

beschlielRen, dass die nach Pkt. 1 entsendeten Expertinnen und Experten aus dem
Bereich des Bundesministeriums fiir europdische und internationale Angelegenheiten

gemalk § 4 Abs. 5 KSE-BVG weiterhin zu einer Einheit zusammengefasst werden,

beschlielRen, dass die nach Pkt. 2 entsendeten Angehorigen des Bundesministeriums
fir Inneres gemal § 4 Abs. 5 KSE-BVG weiterhin zu einer Einheit zusammengefasst

werden,
beschlielRen, dass die nach Pkt. 3 entsendeten Angehorigen des Bundesministeriums
flr Finanzen gemaR § 4 Abs. 5 KSE-BVG weiterhin zu einer Einheit zusammengefasst

werden,

mich ermachtigen, hinsichtlich dieser Entsendung das Einvernehmen mit dem

Hauptausschuss des Nationalrates gemafld § 2 Abs. 1 KSE-BVG herzustellen, und
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9. gemal § 4 Abs. 3 letzter Satz KSE-BVG bestimmen, dass die nach Pkt. 1, 2 und 3
entsendeten Personen hinsichtlich ihrer Verwendung im Ausland die

Einsatzweisungen der Leiterin oder des Leiters der EU BAM Rafah im Rahmen des
Mandates der Mission zu befolgen haben.

16. Oktober 2026

Mag.? Beate Meinl-Reisinger, MES
Bundesministerin

7von7



	EU-Mission zur Unterstützung des Grenzschutzes am Grenzübergang Rafah (EU BAM Rafah); Fortsetzung der Entsendung von bis zu zwei Expertinnen und Experten aus dem Bereich des Bundesministeriums für europäische und internationale Angelegenheiten, von bis zu zwei Angehörigen des Bundesministeriums für Inneres, von bis zu vier weiteren Angehörigen des Bundesministeriums für Inneres für vorbereitende bzw. unterstützende Tätigkeiten sowie von bis zu zwei Angehörigen des Bundesministeriums für Finanzen bis 31. Dezember 2027
	I. Völkerrechtliche Grundlagen
	II. Aufgaben und Umfang der Mission
	III. Österreichische Teilnahme
	IV. Aufwendungen
	V. Verfassungsrechtliche Grundlagen


